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Pressemitteilung 

Ergebnis der Verhandlung über das Internetportal einer Stadt 

Der 4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Hamm hat mit seinem am Ende 

der heutigen mündlichen Verhandlung verkündeten Urteil auf die Beru-

fung der beklagten Stadt die Klage eines Verlags aus Dortmund, der von 

der beklagten Stadt verlangt hat, ihr Telemedienangebot im Rahmen der 

kommunalen Öffentlichkeitsarbeit auf die redaktionelle Darstellung der ei-

genen Aktivitäten zu beschränken, abgewiesen. Der klagende Verlag 

trägt die Kosten des Rechtsstreits, die Revision zum Bundesgerichtshof 

ist zugelassen.   

Die zur Entscheidung anstehenden Sach- und Rechtsfragen hat der Se-

nat in der heutigen mündlichen Verhandlung mit den anwesenden Par-

teien und ihren Anwälten ausführlich erörtert. Dabei hat der Senat zu er-

kennen gegeben, dass bei Vornahme einer wertenden Gesamtbetrach-

tung eine Verletzung des aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz folgenden 

Gebots der Staatsferne der Presse nicht feststellbar sei. Es könne nicht 

festgestellt werden, dass das Internetportal der Stadt in unzulässiger 

Weise die private Presse substituiere. Im Hinblick auf den Umfang des 

Internetportals einschließlich der großen Anzahl an Haupt- und Untersei-

ten könne nicht ohne Weiteres davon ausgegangen werden, dass durch 

den Betrieb des Stadtportals in der streitgegenständlichen Form ein Le-

severlust bei der privaten Presse und eine damit dem Institut der freien 

Presse zuwider laufende Meinungsbildung durch den Staat von oben 

nach unten eintrete. Zwar würden einzelne Artikel gegen das Gebot der 

Staatsferne der Presse verstoßen. Diese würden aber aufgrund der ab-

rufbaren Fülle an Informationen „untergehen“. 

 

Einzelheiten der Begründung der Senatsentscheidung ergeben sich aus 

dem noch abzusetzenden Urteil, das nach der Zustellung an die Parteien 

auch zur Veröffentlichung vorgesehen ist.  

Weitere Informationen zu dieser Rechtsstreitigkeit können der im Internet 

veröffentlichten Pressemitteilung des Oberlandesgerichts Hamm “Darf 

eine Stadt auf ihrem Internetportal mit eigenen Angeboten in Wett-

bewerb zur privaten Presse treten?“ vom 01.06.2021 (https://www.olg-

hamm.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilung_archiv/02_aktu-

elle_mitteilungen/16_21_PE_Internetportal.pdf) entnommen werden. 
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Informationen zur Verar- 

beitung personenbezoge- 

ner Daten in Verwaltungs- 

sachen durch das Ober- 

landesgericht Hamm fin- 

den Sie unter: www.olg- 

hamm.nrw.de/kontakt/im- 

pressum/datenschutz. 
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Urteil des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm vom 10.06.2021 

(Az. 4 U 1/20, OLG Hamm), nicht rechtskräftig 

 

Martin Brandt, Pressedezernent 


